Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3658 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung der Betriebsverfassung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 
§ 1 

Aufgaben des Betriebsrats 

(1) In den Betrieben werden Betriebsräte nach 
Maßgabe dieses Gesetzes gewählt. 

(2) Der Betriebsrat hat die Aufgabe, über die 
Wahrung der Menschenwürde der Arbeitnehmer im 
Betrieb zu wachen und sie vor Willkür zu schützen, 
die Rechte des einzelnen Arbeitnehmers an seinem 
Arbeitsplatz zu sichern und die Interessen der 
Arbeitnehmer im Betrieb zu wahren. 

(3) Der Betriebsrat führt seine Aufgaben in enger 
Zusammenarbeit mit den im Betrieb vertretenen Ge- 
werkschaften und mit ihrer Unterstützung durch. 

§ 2 

Koalitionen 

(1) Die Aufgaben der Gewerkschaften und der 
Vereinigungen der Arbeitgeber werden durch dieses 
Gesetz nicht berührt. 

(2) Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarun- 
gen können über die Bestimmungen dieses Gesetzes 
hinausgehende Rechte der Arbeitnehmer und des 
Betriebsrates begründet werden. 


§ 3 

Nebenbetriebe und Betriebsteile 

(1) Nebenbetriebe und Betriebsteile gelten dann 
als selbständige Betriebe, wenn sie räumlich weit 
vom Hauptbetrieb entfernt oder durch Aufgabenbe- 
reich und Organisation eigenständig sind und die 
Voraussetzungen des § 8 erfüllen. 

(2) Durch Tarifvertrag kann von der Regelung 
des Absatzes 1 abgewichen werden. 

§ 4 

Arbeitnehmer 

(1) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes sind 
Arbeiter und Angestellte, sowie die zu ihrer Berufs- 
ausbildung Beschäftigten. 

(2) Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes 
gelten nicht: 

a) in Betrieben einer juristischen Person die 
Mitglieder des Organs, das zur gesetz- 
lichen Vertretung der juristischen Person 
berufen ist; 

b) die Gesellschafter einer offenen Handels- 
gesellschaft oder die Mitglieder einer an- 
deren Personengesamtheit in deren Betrie- 
ben; 

c) die leitenden Angestellten, sofern sie zur 
selbständigen Einstellung und Entlassung 
von im Betrieb oder in der Betriebsabtei- 
lung beschäftigten Arbeitnehmern berech- 
tigt sind oder wenn ihnen Generalvoll- 
macht oder Prokura erteilt ist; 
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d) Personen, deren Beschäftigung nicht in 
erster Linie ihrem Erwerb dient, sondern 
vorwiegend durch Beweggründe karitati- 
ver oder religiöser Art bestimmt ist; 

e) Personen, deren Beschäftigung nicht in 
erster Linie ihrem Erwerb dient und die 
vorwiegend zu ihrer Heilung, Wiederein- 
gewöhnung, sittlichen Besserung oder Er- 
ziehung beschäftigt werden; 

f) der Ehegatte, Verwandte und Verschwä- 
gerte ersten Grades, die in häuslicher Ge- 
meinschaft mit dem Arbeitgeber leben. 

§ 5 

Arbeiter und Angestellte 

(1) Arbeiter im Sinne dieses Gesetzes sind Arbeit- 
nehmer einschließlich der zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigten, die eine arbeiterrentenversicherungs- 
pflichtige Beschäftigung ausüben, auch wenn sie 
nicht versicherungspflichtig sind. Als Arbeiter gelten 
auch die in Heimarbeit Beschäftigten, die in der 
Hauptsache für denselben Betrieb arbeiten. 

(2) Angestellte im Sinne dieses Gesetzes sind Ar- 
beitnehmer, die eine durch § 3 Abs. 1 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und die hierzu erlas- 
senen Vorschriften über die Versicherungspflicht der 
Angestellten als Angestelltentätigkeit bezeichnete 
Beschäftigung ausüben, auch wenn sie nicht ver- 
sicherungspflichtig sind. Als Angestellte gelten auch 
Beschäftigte, die sich in Ausbildung zu einem Ange- 
stelltenberuf befinden, sowie das mit einfachen oder 
mechanischen Dienstleistungen beschäftigte Büro- 
personal. 


ZWEITER TEIL 

Der Betriebsrat 


ERSTER ABSCHNITT 
Zusammensetzung und Wahl 

§ 6 

Aktives Wahlrecht 

Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben und im Besitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte sind. 

§ 7 

Passives Wahlrecht 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die das 
21. Lebensjahr vollendet haben und sechs Monate 
dem Betrieb angehören. Auf diese sechsmonatige 
Betriebszugehörigkeit werden Zeiten angerechnet, in 
denen der Arbeitnehmer unmittelbar vorher in 
einem anderen Betrieb desselben Unternehmens 
oder Konzerns tätig war. 


(2) Besteht der Betrieb weniger als sechs Monate, 
so sind in Abweichung von der Vorschrift in Ab- 
satz 1 über die sechsmonatige Betriebszugehörigkeit 
diejenigen Arbeitnehmer wählbar, die bei der Ein- 
leitung der Betriebsratswahl im Betrieb beschäftigt 
sind und die übrigen Voraussetzungen für die Wähl- 
barkeit erfüllen. 

§ 8 

Mindestbetriebsgröße 

In allen Betrieben, die in der Regel mindestens 
fünf ständige wahlberechtigte Arbeitnehmer beschäf- 
tigen, von denen drei wählbar sind, werden Be- 
triebsräte gebildet. 

§ 9 

Zahl der Betriebsratsmitglieder 

Der Betriebsrat besteht in Betrieben mit in der 
Regel 

5 bis 20 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus 
einer Person (Betriebsobmann), 

21 bis 50 wahlberechtigten Arbeitnehmern aus 
3 Mitgliedern, 

51 bis 150 Arbeitnehmern aus 
5 Mitgliedern, 

151 bis 300 Arbeitnehmern aus 
7 Mitgliedern, 

301 bis 600 Arbeitnehmern aus 
9 Mitgliedern, 

601 bis 1 000 Arbeitnehmern aus 
11 Mitgliedern, 

1 001 bis 2 000 Arbeitnehmern aus 

15 Mitgliedern, 

2 001 bis 3 000 Arbeitnehmern aus 

17 Mitgliedern, 

3 001 bis 4 000 Arbeitnehmern aus 

21 Mitgliedern, 

4 001 bis 5 000 Arbeitnehmern aus 

23 Mitgliedern, 

5 001 bis 7000 Arbeitnehmern aus 

25 Mitgliedern, 

7 001 bis 9 000 Arbeitnehmern aus 
27 Mitgliedern, 

9 001 bis 12 000 Arbeitnehmern aus 
31 Mitgliedern, 

12 001 bis 15000 Arbeitnehmern aus 
35 Mitgliedern, 

15 001 bis 25 000 Arbeitnehmern aus 
39 Mitgliedern, 

über 25 000 Arbeitnehmern aus 
45 Mitgliedern. 

§ 10 

Vertretung der Minderheitsgruppen und Geschlechter 

(1) Arbeiter und Angestellte müssen entspre- 
chend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis im Betriebs- 
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rat vertreten sein, wenn dieser aus mindestens drei 
Mitgliedern besteht. 


(2) Die Minderheitsgruppe erhält wenigstens bei 

bis zu 50 Gruppenangehörigen 
einen Vertreter, 

51 bis 200 Gruppenangehörigen 

2 Vertreter, 

201 bis 600 Gruppenangehörigen 

3 Vertreter, 

601 bis 1 000 Gruppenangehörigen 

4 Vertreter, 

1 001 bis 3 000 Gruppenangehörigen 

5 Vertreter, 

3 001 bis 5 000 Gruppenangehörigen 

6 Vertreter, 

5 001 bis 9 000 Gruppenangehörigen 

7 Vertreter, 

9 001 bis 15 000 Gruppenangehörigen 

8 Vertreter, 

15 001 und mehr Gruppenangehörigen 

9 Vertreter. 


(3) Eine Minderheitsgruppe erhält keine Vertre- 
tung, wenn ihr nicht mehr als fünf Arbeitnehmer 
angehören und diese nicht mehr als ein Zwanzigstel 
der Arbeitnehmer des Betriebs darstellen. 


(4) Die Geschlechter sollen innerhalb der Grup- 
pen entsprechend ihrem zahlenmäßigen Verhältnis 
vertreten sein. 


§ 11 

Abweichung von der Zahl der Betriebsratsmitglieder 

Hat ein Betrieb die ausreichende Zahl von wähl- 
baren Arbeitnehmern, so ist die Zahl der Betriebs- 
ratsmilglieder der nächstniedrigeren Betriebsgröße 
(§ 9 Abs. 1) zugrunde zu legen. 


§ 12 

Abweichende Verteilung der Betriebsratssitze 

(1) Die Verteilung der Mitglieder des Betriebsrats 
auf die Gruppen kann abweichend von § 10 geregelt 
werden, wenn beide Gruppen dies vor der Wahl in 
getrennten und geheimen Abstimmungen beschlie- 
ßen. 

(2) Jede Gruppe kann auch Angehörige der an- 
deren Gruppe wählen. In diesem Falle gelten die 
Gewählten insoweit als Angehörige derjenigen 
Gruppe, die sie gewählt hat. 


§ 12 a 

Zeitpunkt der Betriebsratswahlen 

(1) Die Betriebsratswahlen finden in Kalender- 
jahren statt, deren Jahreszahl durch drei teilbar ist, 
und zwar in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai. 


(2) Außerhalb dieser Zeit ist der Betriebsrat neu 
zu wählen, wenn 

a) mit Ablauf von 18 Monaten, vom Tage der 
Wahl an gerechnet, die Zahl der regel- 
mäßig beschäftigten Arbeitnehmer oder 
der Angehörigen einer Gruppe um die 
Hälfte, mindestens aber um fünfzig gestie- 
gen oder gesunken ist oder 

b) die Gesamtzahl der Betriebsratsmitglieder 
nach Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder 
unter die vorgeschriebene Zahl der Be- 
triebsratsmitglieder gesunken ist oder 

c) der Betriebsrat mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder seinen Rücktritt beschlossen hat 
oder 

d) die Betriebsratswahl mit Erfolg angefoch- 
ten worden ist oder 

e) der Betriebsrat durch das Arbeitsgericht 
aufgelöst ist (§ 23). 

(3) Findet innerhalb einer Wahlperiode eine 
Wahl statt, so ist der Betriebsrat zum nächsten ge- 
setzlichen Wahltermin neu zu wählen, es sei denn, 
daß seine Amtszeit am 1. März des Kalenderjahres 
nach Absatz 1 noch nicht ein Jahr betragen hat. In 
diesem Falle bleibt der Betriebsrat bis zum folgen- 
den gesetzlichen Wahltermin im Amt. 


§ 13 

Wahlgrundsätze 

(1) Der Betriebsrat wird in geheimer und un- 
mittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Besteht der Betriebsrat aus mehr als einer 
Person, so wählen die Arbeiter und Angestellten 
ihre Vertreter (§ 10) in getrennten Wahlgängen, es 
sei denn, daß die wahlberechtigten Angehörigen bei- 
der Gruppen vor der Neuwahl in getrennten, gehei- 
men Abstimmungen die gemeinsame Wahl beschlie- 
ßen. 

(3) Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl; wird nur ein Wahlvorschlag einge- 
reicht, so erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen 
der Mehrheitswahl. In Betrieben, deren Betriebsrat 
aus einer Person besteht, wird dieser mit einfacher 
Stimmenmehrheit gewählt; das gleiche gilt für Grup- 
pen, denen nur ein Vertreter im Betriebsrat zusteht. 

(4) Zur Wahl des Betriebsrats können die wahl- 
berechtigten Arbeitnehmer Wahlvorschläge machen. 
Jeder Wahlvorschlag muß mindestens von einem 
Zehntel der wahlberechtigten Gruppenangehörigen, 
jedoch mindestens von drei Wahlberechtigten, unter- 
zeichnet sein. In jedem Falle genügt die Unterzeich- 
nung durch einhundert Gruppenangehörige. 

(5) Ist gemäß Absatz 2 gemeinsame Wahl be- 
schlossen worden, so muß jeder Wahlvorschlag von 
mindestens einem Zehntel der wahlberechtigten Ar- 
beitnehmer unterzeichnet sein; Absatz 4 Sätze 2 
und 3 gelten entsprechend. 
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§ 14 

Zusammensetzung nach Beschäftigungsarten 

Der Betriebsrat soll sich möglichst aus Vertretern 
aller Betriebsabteilungen und der unselbständigen 
Nebenbetriebe zusammensetzen. Dabei sollen mög- 
lichst auch Vertreter der verschiedenen Beschäfti- 
gungsarten der im Betrieb tätigen Arbeitnehmer be- 
rücksichtigt werden. 

§ 15 

Bestellung des Wahlvorstands 

(1) Spätestens acht Wochen vor Ablauf seiner 
Amtszeit bestellt der Betriebsrat einen Wahlvor- 
stand. Dieser besteht aus drei Wahlberechtigten. Der 
Betriebsrat kann die Zahl der Wahlvorstandsmit- 
glieder erhöhen, wenn er dies zur Durchführung der 
Wahl für zweckmäßig hält. Der Wahlvorstand muß 
in jedem Fall aus einer ungeraden Zahl von Mit- 
gliedern bestehen. Ein Wahlvorstandsmitglied ist als 
Vorsitzender zu bestellen. In Betrieben mit Arbei- 
tern und Angestellten müssen im Wahlvorstand 
beide Gruppen vertreten sein. 

(2) Besteht sechs Wochen vor Ablauf der Amts- 
zeit des Betriebsrats kein Wahlvorstand, so bestellt 
ihn das Arbeitsgericht auf Antrag von mindestens 
drei Wahlberechtigten oder einer im Betrieb ver- 
tretenen Gewerkschaft. Das Arbeitsgericht kann, 
wenn es dies für erforderlich hält, auch Mitglieder 
einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft in den 
Wahlvorstand bestellen, die nicht dem Betrieb ange- 
hören. 

§ 16 

Wahl des Vorstands 

(1) Besteht in einem Betrieb, der die Vorausset- 
zungen des § 8 erfüllt, kein Betriebsrat, so wird in 
einer Betriebsversammlung von der Mehrheit der 
anwesenden Arbeitnehmer ein Wahlvorstand ge- 
wählt. § 15 gilt entsprechend. 

(2) Zu dieser Betriebsversammlung können drei 
wahlberechtigte Arbeitnehmer des Betriebs oder 
eine im Betrieb vertretene Gewerkschaft einladen 
und Vorschläge für den Wahlvorstand unterbreiten. 

(3) Findet eine Betriebsversammlung nicht statt 
oder wählt die Betriebsversammlung keinen Wahl- 
vorstand, so bestellt ihn das Arbeitsgericht auf An- 
trag von mindestens drei Wahlberechtigten oder 
einer im Betrieb vertretenen Gewerkschaft. Das An- 
tragsrecht schließt das Recht, einen Vorschlag für 
den Wahlvorstand zu unterbreiten, ein. § 15 gilt ent- 
sprechend. 

§ 17 

W ahlvorbereitung 

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich 
einzuleiten; sie soll spätestens nach sechs Wochen 
stattfinden. Kommt der Wahlvorstand dieser Ver- 
pflichtung nicht nach, so ersetzt ihn das Arbeits- 
gericht auf Antrag von mindestens drei Wahlberech- 


tigten oder einer im Betrieb vertretenen Gewerk- 
schaft. 

(2) Bestehen Zweifel darüber, ob ein Nebenbe- 
trieb oder ein Betriebsteil (§ 3) selbständig ist oder 
zum Hauptbetrieb gehört, so können der Arbeit- 
geber, jeder beteiligte Betriebsrat oder Wahlvor- 
stand oder jede im Betrieb vertretene Gewerkschaft 
vor der Wahl eine Entscheidung des Arbeitsgerichts 
beantragen. 

§ 18 

Wahlanfechtung 

Mindestens drei Wahlberechtigte, jede im Betrieb 
vertretene Gewerkschaft oder der Arbeitgeber kön- 
nen binnen einer Frist von vierzehn Tagen, vom 
Tage der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an 
gerechnet, die Wahl beim Arbeitsgericht anfechten, 
wenn gegen wesentliche Vorschriften über das 
Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren 
verstoßen worden ist und eine Berichtigung nicht 
erfolgt ist, es sei denn, daß durch den Verstoß das 
Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflußt wer- 
den konnte. 

§ 19 

Wahlschutz und Wahlkosten 

(1) Die Wahl des Betriebsrats darf von nie- 
mand behindert werden. Insbesondere darf kein 
Arbeitnehmer in der Ausübung des aktiven und pas- 
siven Wahlrechts beschränkt werden. Die Kündi- 
gung von Mitgliedern des Wahlvorstandes ist wäh- 
rend der Dauer ihres Amtes, die Kündigung von 
Wahlkandidaten vom Zeitpunkt der Einreichung 
des Wahlvorschlags an unzulässig, es sei denn, daß 
ein Grund vorliegt, der den Arbeitgeber nach dem 
Gesetz zur außerordentlichen Kündigung des 
Arbeitsverhältnisses berechtigt. Der Kündigungs- 
schutz nach Satz 3 gilt für die Dauer von drei Mona- 
ten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses weiter. 

(2) Die Wahl des Betriebsrats darf nicht durch 
Zufügung der Androhung von Nachteilen oder durch 
Gewährung oder Versprechen von Vorteilen beein- 
flußt werden. 

(3) Die sächlichen Kosten der Wahl trägt der 
Arbeitgeber. Notwendige Versäumnis von Arbeits- 
zeit infolge Ausübung des Wahlrechts, der Teil- 
nahme an der in § 16 genannten Betriebsversamm- 
lung oder der Betätigung im Wahlvorstand berech- 
tigt den Arbeitgeber nicht zur Minderung des 
Arbeitsentgelts. Die nach § 15 Abs. 2 entstehenden 
Kosten trägt der Arbeitgeber. 

§ 20 

Vertretung der nichtständigen Arbeitnehmer 

(1) Steigt die Zahl der Arbeitnehmer vorüber- 
gehend auf mehr als das Doppelte, aber min- 
destens um zwanzig, darunter fünf Wahlberechtigte, 
so wählen die nicht ständig beschäftigten Arbeit- 
nehmer in geheimer Wahl einen Vertreter, bei mehr 
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als fünfzig nichtständigen Arbeitnehmern zwei Ver- 
treter, ‘bei mehr als einhundert nichtständigen 
Arbeitnehmern drei Vertreter. Der Betriebsrat 
bestimmt den Wahlvorstand und seinen Vorsitzen- 
den. Im übrigen gelten für die Wahl der Vertreter 
die Vorschriften der §§ 7, 13 Abs. 1, §§ 14, 17 Abs. 1, 
§§ 18 und 19 mit Ausnahme der Vorschriften über 
die Dauer der Betriebszugehörigkeit entsprechend. 

(2) Für Betriebe, in denen wegen ihrer Eigenart 
der Errichtung von Betriebsräten besondere Schwie- 
rigkeiten entgegenstehen, kann durch Tarifvertrag 
die Errichtung einer anderen Vertretung der Arbeit- 
nehmer des Betriebs bestimmt werden. Der Tarif- 
vertrag bedarf insoweit der Zustimmung der ober- 
sten Arbeitsbehörde des Landes, bei Tarifverträgen, 
deren Geltungsbereich mehrere Länder berührt, der 
Zustimmung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. Mit dem Inkrafttreten eines solchen 
Tarifvertrages endet die Amtszeit der Betriebsräte, 
die in dem vom Tarifvertrag erfaßten Betrieben 
bestehen. Eine durch Tarifvertrag errichtete Arbeit- 
nehmervertretung hat die Befugnisse und Pflichten 
eines Betriebsrats. 

§ 20 a 

J ugend Vertretung 

Die Arbeitnehmer unter 18 Jahren wählen in 
Betrieben, in denen in der Regel mindestens fünf 
Jugendliche beschäftigt sind, eine Jugendvertretung. 
Diese besteht in Betrieben mit in der Regel 

5 bis 20 jugendlichen Arbeitnehmern aus 
1 Jugendvertreter, 

21 bis 50 jugendlichen Arbeitnehmern aus 
3 Jugendvertretern, 

51 bis 200 jugendlichen Arbeitnehmern aus 
5 Jugendvertretem, 

mehr als 200 jugendlichen Arbeitnehmern aus 
7 Jugendvertretern. 

Als Jugendvertreter können Arbeitnehmer des Be- 
triebes vom vollendeten 16. bis zum vollendeten 
24. Lebensjahr gewählt werden. Der Betriebsrat 
bestimmt den Wahlvorstand und seinen Vorsitzen- 
den. Im übrigen gelten für die Wahl der Jugendver- 
treter die Vorschriften der § 12 a Abs. 1, § 13 Abs. 1, 
§§ 14, 17 Abs. 1 und §§ 18 und 19 entsprechend. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Amtszeit 

§ 21 

Beginn und Dauer der Amtszeit 

Die regelmäßige Dauer der Amtszeit des Betriebs- 
rats beträgt drei Jahre, die Amtszeit der nach 
§ 20 a gewählten Jugendvertreter zwei Jahre. Die 
Amtszeit beginnt mit dem Tage der Wahl oder, 
wenn zu diesem Zeitpunkt noch ein Betriebsrat 
besteht, mit Ablauf von dessen Amtszeit. 


§ 22 

Geschäftsführender Betriebsrat 

In den Fällen des § 12 a Abs. 2 Buchstaben a bis d 
führt der Betriebsrat die laufenden Geschäfte weiter, 
bis der neue Betriebsrat gewählt ist. 

§ 23 

Ausschluß von Betriebsratsmitgliedern 

(1) Auf Antrag von mindestens einem Viertel 
der wahlberechtigten Arbeitnehmer, des Arbeit- 
gebers oder einer im Betrieb vertretenen Gewerk- 
schaft kann das Arbeitsgericht den Ausschluß eines 
Mitglieds aus dem Betriebsrat oder die Auflösung 
des Betriebsrats wegen grober Vernachlässigung 
seiner gesetzlichen Befugnisse oder grober Verlet- 
zung seiner gesetzlichen Pflichten beschließen. Der 
Ausschluß eines Mitglieds kann auch vom Betriebs- 
rat beantragt werden. 

(2) Wird der Betriebsrat aufgelöst, so setzt das 
Arbeitsgericht unverzüglich einen Wahlvorstand für 
die Neuwahl ein. 

§ 24 

Erlöschen der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft im Betriebsrat erlischt durch 
Ablauf der Wahlzeit, Amtsniederlegung, Beendi- 
gung des Arbeitsverhältnisses, Verlust der Wähl- 
barkeit und Entscheidung des Arbeitsgerichts, oder 
wenn nach Ablauf der in § 18 bezeichneten Frist 
festgestellt wird, daß das Mitglied nicht wählbar 
war. 

§ 25 

Ersatzmitglieder 

(1) Scheidet ein Mitglied des Betriebsrats aus, 
so rückt ein Ersatzmitglied nach. Das gleiche gilt für 
die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten 
Mitglieds des Betriebsrats. 

(2) Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach 
aus den nichtgewählten Arbeitnehmern derjenigen 
Vorschlagslisten entnommen, denen die zu ersetzen- 
den Mitglieder angehören. Ist das ausgeschiedene 
oder verhinderte Mitglied mit einfacher Stimmen- 
mehrheit gewählt (§ 13 Abs. 3 Satz 2), so tritt der 
nichtgewählte Arbeitnehmer mit der nächsthöchsten 
Stimmenzahl als Ersatzmitglied ein. 

§ 26 

Amtszeit der Vertretung der nichtständigen 
Arbeitnehmer und der Jugendvertretung 

(1) Die Amtszeit der in § 20 Abs. 1 bezeichneten 
Vertreter endet mit Ablauf des für die Beschäfti- 
gung der nichtständigen Arbeitnehmer vorgesehe- 
nen Zeitraums oder mit Erfüllung von deren Arbeits- 
aufgabe. Im übrigen gelten die Vorschriften dieses 
Abschnitts mit Ausnahme des § 21 sinngemäß. § 12 a 
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Abs. 2 Buchstaben b, c, d und e sind entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Für die Jugendvertretung (§ 20 a) gelten die 
Vorschriften dieses Abschnitts und § 12 a Abs. 2 
Buchstaben b, c, d und e sinngemäß. Ein Jugend- 
vertreter, der im Laufe der Amtszeit das 24. Lebens- 
jahr vollendet, bleibt bis zum Ende der Amtszeit 
Mitglied der Jugendvertretung. 


DRITTER ABSCHNITT 
Geschäftsführung 

§ 27 

Vorsitzender 

(1) Der Betriebsrat wählt aus seiner Mitte den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Besteht der 
Betriebsrat aus Vertretern beider Gruppen, so sol- 
len der Vorsitzende und sein Stellvertreter nicht der 
gleichen Gruppe angehören. 

(2) Entfällt auf eine im Betriebsrat vertretene 
Minderheitsgruppe mehr als ein Drittel der Betriebs- 
ratssitze, so wählen, abweichend von Absatz 1, nur 
die Vertreter dieser Gruppe den auf sie entfallen- 
den Gruppenvertreter. 

(3) Der Vorsitzende des Betriebsrats oder im Fall 
seiner Verhinderung sein Stellvertreter vertreten 
den Betriebsrat im Rahmen der von ihnen gefaßten 
Beschlüsse. 

§ 28 

Betriebsausschuß 

(1) Hat der Betriebsrat elf oder mehr Mitglieder, 
so wählt er aus seiner Mitte mit einfacher Stim- 
menmehrheit drei Ausschußmitglieder. Hat der Be- 
triebsrat 21 oder mehr Mitglieder, so wählt er fünf 
Ausschußmitglieder. Die Ausschußmitglieder bilden 
mit dem Vorsitzenden und dem stellvertretenden 
Vorsitzenden den Betriebsausschuß. Dieser führt die 
laufenden Geschäfte. 

(2) Der Betriebsausschuß muß aus Angehörigen 
der im Betriebsrat vertretenen Gruppen (§ 10) be- 
stehen. Entfällt auf eine im Betriebsrat vertretene 
Minderheitsgruppe mehr als ein Drittel der Betriebs- 
ratssitze, so wählt diese Gruppe ihren Gruppenver- 
treter im Betriebsausschuß selbst. 

§ 29 

Einberufung der Sitzungen 

(1) Spätestens eine Woche nach dem Wahltag hat 
der Wahlvorstand die Mitglieder des Betriebsrats 
zur Vornahme der nach § 27 vorgeschriebenen Wahl 
einzuberufen. Er leitet die Sitzung bis der Betriebs- 
rat aus seiner Mitte einen Wahlleiter bestellt hat. 

(2) Die weiteren Sitzungen beruft der Vorsitzende 
des Betriebsrats ein. Er setzt die Tagesordnung 


fest und leitet die Verhandlung. Der Vorsitzende 
hat die Mitglieder des Betriebsrats zu den ‘Sitzun- 
gen rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung 
zu laden. Kann ein Betriebsratsmitglied an der Sit- 
zung nicht teilnehmen, so hat der Vorsitzende das 
Ersatzmitglied zu laden. 

(3) Der Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberu- 
fen und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt 
ist, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein 
Viertel der Mitglieder des Betriebsrats, die Jugend- 
vertretung oder der Arbeitgeber beantragt. Ein sol- 
cher Antrag kann auch von der Mehrheit der Ver- 
treter einer Gruppe gestellt werden, sofern diese 
Gruppe im Betriebsrat mit mindestens zwei Mitglie- 
dern vertreten ist. 

(4) Der Arbeitgeber nimmt an den Sitzungen, die 
auf sein Verlangen anberaumt sind, und an den Sit- 
zungen, zu denen er ausdrücklich eingeladen ist, teil. 
Er kann einen Vertreter der Arbeitgebervereinigung, 
der er angehört, hinzuziehen. 

§ 30 

Zeitpunkt der Sitzungen 

Die Sitzungen des Betriebsrats sind nicht öffent- 
lich; sie finden in der Regel während der Arbeitszeit 
statt. Der Betriebsrat hat bei der Ansetzung von 
Betriebsratssitzungen auf die betrieblichen Notwen- 
digkeiten Rücksicht zu nehmen. Der Arbeitgeber ist 
vom Zeitpunkt der Sitzung vorher zu verstän- 
digen. 

§ 31 

Teilnahme der Gewerkschaften 

Wenn ein Viertel der Mitglieder oder die Mehr- 
heit einer Gruppe des Betriebsrats es beantragt, ist 
ein Beauftragter jeder im Betriebsrat vertretenen 
Gewerkschaft berechtigt, an den Sitzungen mit 
beratender Stimme teilzunehmen; in diesem Falle 
ist die Tagesordnung den im Betriebsrat vertrete- 
nen Gewerkschaften rechtzeitig bekanntzugeben. 

§ 32 

Beschlüsse 

(1) Die Beschlüsse des Betriebsrats werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mit- 
glieder gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag 
abgelehnt. 

(2) Der Betriebsrat ist nur beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte der Betriebsratsmitglieder an- 
wesend ist; Stellvertretung durch Ersatzmitglieder 
ist zulässig. 

§ 33 

Niederschrift 

(1) über jede Verhandlung des Betriebsrats ist 
eine Niederschrift aufzunehmen, die mindestens 
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den Wortlaut der Beschlüsse und die Stimmenmehr- 
heit, mit der sie gefaßt sind, enthält. Die Nieder- 
schrift ist von dem Vorsitzenden und einem weite- 
ren Mitglied zu unterzeichnen. Der Niederschrift ist 
eine Anwesenheitsliste beizufügen, in die sich jeder 
Teilnehmer eigenhändig einzutragen hat. 

(2) Hat der Arbeitgeber an der Sitzung teil- 
genommen, so ist ihm der entsprechende Teil der 
Niederschrift zur Unterzeichnung vorzulegen und 
abschriftlich auszuhändigen. Hat ein Beauftragter 
einer Gewerkschaft an der Sitzung teilgenommen, 
so erhält er eine Abschrift der Sitzungsniederschrift. 

§ 34 

Aussetzung von Beschlüssen 

(1) Erachtet die Mehrheit der Vertreter einer 
Gruppe oder der Jugendvertretung einen Beschluß 
des Betriebsrats als eine erhebliche Beeinträchtigung i 
wichtiger Interessen der auch durch sie vertretenen 
Arbeitnehmer, so ist auf ihren Antrag der Beschluß 
auf die Dauer von einer Woche auszusetzen, damit 
in dieser Frist eine Verständigung, gegebenenfalls 
mit Hilfe der Gewerkschaften, versucht werden 
kann. 

(2) Nach Ablauf der Frist ist über die Angelegen- 
heit neu zu beschließen. Wird der erste Beschluß 
bestätigt, so kann der Antrag auf Aussetzung nicht 
wiederholt werden. 

§ 35 

Teilnahme von Sondervertretern 
und der Jugendvertretung 

(1) An der Verhandlung von Fragen, welche die 
Interessen der nichtständigen Arbeitnehmer wesent- 
lich berühren, nehmen die in § 20 Abs. 1 bezei eb- 
neten Vertreter mit beratender Stimme teil. 

(2) Ein Vertreter der nach § 20 a gewählten 
Jugendvertretung ist zu allen Sitzungen des Be- 
triebsrats mit beratender Stimme hinzuzuziehen. 
Werden Angelegenheiten jugendlicher Arbeitneh- 
mer behandelt, so ist zu diesen Tagesordnungs- 
punkten die gesamte Jugendvertretung des Betriebs 
zu laden. 

Die Jugendvertreter haben Stimmrecht, soweit die 
zu fassenden Beschlüsse allein jugendliche Arbeit- 
nehmer betreffen. 

(3) Die gewählte Jugendvertretung hat das Recht, 
im Benehmen mit dem Betriebsrat eigene Sitzungen 
anzuberaumen. An diesen Sitzungen hat der Be- 
triebsratsvorsitzende oder ein beauftragtes Betriebs- 
ratsmitglied teilzunehmen. 

(4) Für die Geschäftsführung der Jugendvertre- 
lung finden die Vorschriften des § 27 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 3, §§ 30, 31, 32, 36, § 37 Abs. 1 und 2 und 
des § 39 sinngemäß Anwendung. 
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§ 36 

Geschäftsordnung 

Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsführung 
sollen in einer schriftlichen Geschäftsordnung, die 
sich der Betriebsrat selbst geben kann, getroffen 
werden. 

§ 37 

Ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Die Mitglieder des Betriebsrats und der 
Jugendvertretung führen ihr Amt als Ehrenamt. 

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die nach Umfang 
und Art des Betriebs zur ordnungsmäßigen Durch- 
führung der Aufgaben des Betriebsrats und der 
Jugendvertretung erforderlich ist, berechtigt den 
Arbeitgeber nicht zur Minderung des Arbeitsent- 
gelts. Das gilt auch für Arbeitszeit, die aufgrund der 
Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltun- 
gen versäumt wird, soweit diese der Arbeit des Be- 
triebsrats und der Jugendvertretung dienlich sind. 

§ 37 a 

Freistellungen 

(1) Der Betriebsrat hat das Recht, Mitglieder des 
Betriebsrats von ihrer beruflichen Tätigkeit freizu- 
stellen, in Betrieben mit: 

300 bis 500 Arbeitnehmern 

mindestens 1 Mitglied 

500 bis 1000 Arbeitnehmern 

mindestens 2 Mitglieder, 

1000 bis 2000 Arbeitnehmern 

mindestens 3 Mitglieder, 

je weitere 1000 Arbeitnehmer 

1 Betriebsrötsmitglied. 

Dem Arbeitgeber sind die Namen der freigestellten 
Betriebsratsmitglieder unverzüglich bekanntzugeben. 

(2) Darüber hinaus kann der Betriebsrat, wenn 
und soweit es nach Umfang und Art des Betriebs 
zur ordnungsgemäßen Durchführung seiner Aufga- 
ben erforderlich ist, ganz und teilweise weitere Be- 
triebsratsmitglieder von ihrer beruflichen Tätigkeit 
freisteilen. 

(3) Soweit es sich um Betriebe unter 300 Arbeit- 
nehmern handelt, können neben Freistellungen 
ebenfalls Teilfreistellungen beschlossen werden. 

(4) Die Freistellung darf nicht zur Benachteiligung 
dos Berufsaufstiegs führen. Bei der Freistellung sind 
die Gruppen angemessen zu berücksichtigen. 

(5) Vor Ablauf eines Jahres nach Beendigung der 
Freistellung eines Betriebsratsmitgliedes darf des- 
sen bisheriger Durchschnittsverdienst nicht gemin- 
dert werden. 

(6) Hält der Arbeitgeber Beschlüsse nach den Ab- 
sätzen 2 und 3 für sachlich nicht begründet, kann 
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er innerhalb einer Frist von zwei Wochen die Eini- 
gungsstelle anrufen, die verbindlich entscheidet. 
Ruft der Arbeitgeber die Einigungsstelle nicht an, 
wird der Beschluß des Betriebsrats nach Ablauf 
der zweiwöchigen Frist wirksam. 

(7) Für Betriebsratstätigkeit, die aus betriebs- 
bedingten Gründen außerhalb der Arbeitszeit durch- 
zuführen ist, hat das Betriebsratsmitglied in der- 
selben oder der darauffolgenden Arbeitswoche, ent- 
sprechend der aufgewandten Zeit, Anspruch auf 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Bezüge. 

§ 38 

Sprechstunden 

(1) Der Betriebsrat kann während der Arbeitszeit 
Sprechstunden einrichten. Zeit und Ort sind mit dem 
Arbeitgeber zu vereinbaren. Ist eine Übereinstim- 
mung nicht zu erzielen, entscheidet die Einigungs- 
stelle (§ 50 Abs. 2) verbindlich. 

(2) An Sprechstunden des Betriebsrats kann ein 
Mitglied der Jugendvertretung zur Beratung Jugend- 
licher teilnehmen. 

(3) Durch den Besuch der Sprechstunden oder 
durch sonstige Inanspruchnahme des Betriebsrats 
entsteht den Arbeitnehmern kein Ausfall an Arbeits- 
entgelt. 

§ 39 

Kosten 

(1) Die durch die Tätigkeit des Betriebsrats ent- 
stehenden Kosten trägt der Arbeitgeber. 

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die 
laufende Geschäftsführung hat der Arbeitgeber die 
erforderlichen Räume und die sachlichen Mittel zur 
Verfügung zu stellen. 

§ 40 

Umlageverbot 

Die Erhebung und Leistung von Beiträgen der 
Arbeitnehmer für Zwecke des Betriebsrats ist unzu- 
lässig. 


VIERTER ABSCHNITT 
Betriebsversammlung 

§ 41 

Zusammensetzung, Teilversammlungen 

(1) Die Betriebsversammlung besteht aus den 
Arbeitnehmern des Betriebs? sie wird von dem Vor- 
sitzenden des Betriebsrats geleitet. Sie ist nicht 
öffentlich. Kann wegen der Eigenart des Betriebs 
eine gemeinsame Versammlung aller Arbeitnehmer 
nicht stattfinden, so sind Teilversammlungen durch- 
zuführen. 


(2) Teilversammlungen können auch für einen 
Teil der Arbeitnehmer zur Behandlung von Angele- 
genheiten durchgeführt werden, die ausschließlich 
diesen Teil der Arbeitnehmer betreffen. Der Be- 
triebsrat beruft die Teilversammlung ein und setzt 
den beantragten Gegenstand auf die Tagesordnung. 
Derartige Teilversammlungen ersetzen nicht die Be- 
triebsversammlung nach Absatz 1. 

§ 42 

Häufigkeit der Betriebsversammlungen 

(1) Der Betriebsrat hat einmal in jedem Kalender- 
vierteljahr in einer Betriebsversammlung einen 
Tätigkeitsbericht zu erstatten. Der Arbeitgeber ist 
hierzu unter Mitteilung der Tagesordnung einzu- 
laden. Er ist berechtigt, in der Betriebsversammlung 
zu sprechen. 

(2) Der Betriebsrat ist berechtigt und auf Wunsch 
des Arbeitgebers oder von mindestens einem Vier- 
tel der wahlberechtigten Arbeitnehmer verpflichtet, 
eine Betriebsversammlung einzuberufen, und den 
beantragten Beratungsgegenstand auf die Tagesord- 
nung zu setzen. Vom Zeitpunkt der Versammlun- 
gen, die auf Wunsch des Arbeitgebers stattfinden, 
ist dieser rechtzeitig zu verständigen. 

(3) Die Jugendvertretung ist berechtigt, unmit- 
telbar vor oder nach jeder Betriebsversammlung im 
Einvernehmen mit dem Betriebsrat eine Betriebs- 
jugendversammlung einzuberufen. Absatz 1 Satz 2 
und 3 und Absatz 2 gelten entsprechend. 

(4) Auf Antrag einer im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaft muß die ordentliche Betriebsver- 
sammlung innerhalb von zwei Wochen einberufen 
werden, wenn im vorhergegangenen Kalendervier- 
teljahr keine Betriebsversammlung durchgeführt 
wurde. 

§ 43 

Zeitpunkt und Verdienstausfall 

(1) Die in §§ 16 und 41 Abs. 2 und § 42 Abs. 1 
und 3 bezeichneten und die auf Wunsch des Arbeit- 
gebers einberufenen Versammlungen finden wäh- 
rend der Arbeitszeit statt, soweit nicht die Eigenart 
des Betriebs eine andere Regelung zwingend erfor- 
dert. Die Zeit der Teilnahme an diesen Betriebs- 
versammlungen einschließlich der zusätzlichen 
Wegezeiten ist den Arbeitnehmern wie Arbeitszeit 
zu vergüten. Das gilt auch dann, wenn die Betriebs- 
versammlungen wegen der Eigenart des Betriebs 
außerhalb der Arbeitszeit stattfinden. Entstehen den 
Arbeitnehmern durch die Teilnahme an diesen Be- 
triebsversammlungen Fahrkosten, so sind diese 
vom Arbeitgeber zu erstatten. 

(2) Sonstige Betriebsversammlungen finden außer- 
halb der Arbeitszeit statt. Hiervon kann im Einver- 
nehmen mit dem Arbeitgeber abgewichen werden. 
Durch die Teilnahme an den Betriebsversammlungen 
entsteht den Arbeitnehmern kein Ausfall an Arbeits- 
entgelt. 
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§ 44 

Themen der Betriebsversammlung 

Die Betriebsversammlung kann dem Betriebsrat 
Anträge unterbreiten und zu seinen Beschlüssen 
Stell ung nehmen. Sie kann darüber hinaus alle An- 
gelegenheiten, auch solche gewerkschaftlicher, wirt- 
schaftlicher und sozialpolitischer Art, behandeln, die 
den Betrieb oder seine Arbeitnehmer berühren. 

§ 45 

Beauftragte der Verbände 

(1) An allen Betriebsversammlungen können 
Beauftragte der im Betrieb vertretenen Gewerk- 
schaften beratend teilnehmen. Nimmt der Arbeit- 
geber gemäß § 42 an Betriebsversammlungen teil, 
so kann er einen Beauftragten der Arbeitgeberver- 
einigung, der er angehört, hinzuziehen. 

(2) Der Zeitpunkt und die Tagesordnung jeder 
Betriebsversammlung sind den im Betrieb vertrete- 
nen Gewerkschaften rechtzeitig schriftlich mitzu- 
teilen. 

DRITTER TEIL 

Der Gesamtbetriebsrat 

§ 46 

Voraussetzungen der Errichtung 

(1) Besteht ein Unternehmen aus mehreren Be- 
trieben, so kann durch Beschlüsse der einzelnen 
Betriebsräte neben diesen ein Gesamtbetriebsrat 
errichtet werden. Die Errichtung ist abhängig von 
der Zustimmung der Betriebsräte aus den Betrieben, 
in denen insgesamt mindestens 75 vom Hundert der 
Arbeitnehmer des Unternehmens beschäftigt sind. 

(2) Der Gesamtbetriebsrat ist aufgelöst, wenn die 
Betriebsräte aus den Betrieben, in denen insgesamt 
mehr als 50 vom Hundert der Arbeitnehmer des 
Unternehmens beschäftigt sind, dies beschließen. 

(3) Ist der Gesamtbetriebsrat errichtet, so muß 
der Betriebsrat der Hauptverwaltung den Gesamt- 
betriebsrat zur ersten Sitzung einladen. Besteht ein 
solcher Betriebsrat nicht, so hat der Betriebsrat des 
größten Betriebs des Unternehmens einzuladen. 

(4) Durch Tarifvertrag kann ein Konzernbetriebs- 
rat für einen Konzern (§ 18 des Aktiengesetzes) 
errichtet werden. 

§ 47 

Mitgliederzahl und Zusammensetzung 

(1) In den Gesamtbetriebsrat entsendet jeder 
Betriebsrat, wenn ihm Vertreter beider Gruppen 
(§ 10) angehören, zwei seiner Mitglieder, wenn ihm 
Vertreter nur einer Gruppe angehören, eines seiner 
Mitglieder. Werden zwei Mitglieder entstandt, so 
dürfen sie nicht der gleichen Gruppe angehören, ent- 
fällt auf eine im Betriebsrat vertretene Minderheits- 
gruppe mehr als ein Drittel der Betriebsratssitze, so 
wählt diese Gruppe ihren Gruppenvertreter selbst. 


Jedes Mitglied des Gesamtbetriebsrats hat so viele 
Stimmen, wie dem Betriebsrat, der es entsandt hat, 
Mitglieder seiner Gruppe angehören. 

(2) Mitgliederzahl und Zusammensetzung des 
Gesamtbetriebsrats können durch Tarifvertrag oder 
Betriebsvereinbarung abweichend geregelt werden. 

(3) Gehören nach den Vorschriften des Absat- 
zes 1 dem Gesamtbetriebsrat mehr als vierzig Mit- 
glieder an und bestehen keine tarifvertraglichen 
Bestimmungen über die Bildung eines Gesamt- 
betriebsrats, so ist zwischen Arbeitgeber und Ge- 
samtbetriebsrat eine Gesamtbetriebsvereinbarung 
über Mitghederzahl und Zusammensetzung des Ge- 
samtbetriebsrats zu beschließen. 

(4) Kommt im Falle des Absatzes 3 eine Einigung 

nicht zustande, so entscheidet eine für das Gesamt- 
unternehmen zu bildende Einigungsstelle. § 50 

Abs. 1, 2 und 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, 
daß an Stelle des Vorsitzenden des Arbeitsgerichts 
der Präsident des für den Sitz des Unternehmens 
zuständigen Landesarbeitsgerichts tritt. 

§ 48 

Zuständigkeit und Geschäftsführung 

(1) Der Gesamtbetriebsrat ist nur zuständig für 
die Behandlung von Angelegenheiten, die das Ge- 
samtunternehmen oder mehrere Betriebe betreffen 
und nicht durch die einzelnen Betriebsräte innerhalb 
der Betriebe geregelt werden können. Er ist dem 
Betriebsrat nicht übergeordnet. 

(2) Ein Einzelbetriebsrat kann, wenn es aus sach- 
lichen Gründen erforderlich ist, den Gesamtbetriebs- 
rat beauftragen, mit dem Unternehmer Fragen, die 
seiner Zuständigkeit unterliegen, zu erörtern. Die 
Entscheidungsbefugnis über diese Angelegenheiten 
verbleibt beim Einzelbetriebsrat. 

(3) Der Gesamtbetriebsrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend 
ist und die Anwesenden mindestens die Hälfte aller 
Stimmen vertreten. 

(4) Für die Geschäftsführung des Gesamtbetriebs- 
rats gelten § 27 Abs. 1 und 3, §§ 28, 29 Abs. 2 bis 4, 
§§ 30, 31, 32 Abs. 1, §§ 33, 34 und 36 bis 40 ent- 
sprechend. 

§ 48 a 

Gesamtjugendvertretung 

(1) Besteht ein Gesamtbetriebsrat, so kann durch 
Beschlüsse der Jugendvertretungen neben diesen 
eine Gesamtjugendvertretung errichtet werden. Die 
Errichtung ist abhängig von der Zustimmung der 
Jugendvertretungen aus den Betrieben, in denen 
insgesamt mindestens 75 vom Hundert der Jugend- 
lichen des Unternehmens beschäftigt sind. 

(2) Die Gesamtjugendvertretung ist aufgelöst, 
wenn die Jugendvertretungen aus den Betrieben, in 
denen mehr als insgesamt 50 vom Hundert der 
Jugendlichen des Unternehmens beschäftigt sind, 
dies beschließen. 
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§ 48 b 

Zusammensetzung der Gesamtjugendvertretung 

(1) In die Gesamtjugendvertretung entsendet 
jede Jugendvertretung eines ihrer Mitglieder. Jedes 
Mitglied der Gesamtjugendvertretung hat so viele 
Stimmen, wie dem Betrieb, aus dem es entsandt 
wurde, Jugendliche angehören. Der Stichtag für die 
Feststellung der Zahl der Jugendlichen ist der Tag 
der letzten Betriebsjugendvertreterwahl. 

(2) Mitgliederzahl und Zusammensetzung der Ge- 
samtjugendvertretung können durch Tarifvertrag 
oder Betriebsvereinbarung abweichend geregelt 
werden. 


§ 48 c 

Zuständigkeit und Beschlußfähigkeit 

(1) Die Gesamtjugendvertretung ist nur zustän- 
dig für die Behandlung von Angelegenheiten, die 
die Jugendlichen des Gesamtunternehmcns oder 
mehrerer Betriebe betreffen und nicht innerhalb der 
einzelnen Betriebe geregelt werden können. Sie ist 
den einzelnen Jugendvertretungen nicht über- 
geordnet. 

(2) Die Gesamtjugendvertretung ist nur beschluß- 
fähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder 
anwesend ist und die Anwesenden mindestens die 
Plälfte aller Stimmen vertreten. 

(3) Für die Geschäftsführung der Gesamtjugend- 
vertretung gelten der § 27 Abs. 1 Satz 1 sowie die 
§§ 30, 32 Abs. 1 und die §§ 36, 37 Abs. 1 und 2 und 
der § 39 entsprechend. 


VIERTER TEIL 

Mitwirkung und Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeines 

§ 49 

Grundsätze für die Zusammenarbeit 

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat arbeiten im Rah- 
men der geltenden Tarifverträge vertrauensvoll und 
im Zusammenwirken mit den im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen zum 
Wohl des Betriebs und seiner .Arbeitnehmer unter 
Berücksichtigung dos Gemeinwohls zusammen. 

(2) Arbeitgeber und Betriebsrat sollen mindestens 
einmal im Monat zu einer gemeinschaftlichen Be- 
sprechung zusammentreten. Sie haben über strittige 
Fragen mit dem ernsten Willen zur Einigung zu ver- 
handeln und Vorschläge für die Beilegung von Mei- 
nungsverschiedenheiten zu machen. Werden Angele- 


genheiten der nicht ständig beschäftigten Arbeit- 
nehmer oder der Jugendlichen behandelt, so sind 
die nach den §§ 20 oder 20 a gewählten Vertreter 
hinzuzuziehen. 

(3) Arbeitgeber und Betriebsrat haben Maßnah- 
men des Arbeitskampfes gegeneinander zu unter- 
lassen. Arbeitskämpfe tariffähiger Parteien werden 
hierdurch nicht berührt. 

(4) Betriebsratsmitglieder, Jugendvertreter und 
Sondervertreter können im Betrieb als Gewerk- 
schaftsmitglieder im Rahmen der Aufgaben ihrer 
Gewerkschaft tätig werden. 


§ 50 

Einigungsstelle 

(1) Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ist im Bedarfs- 
fälle eine Einigungsstelle zu bilden. Die Einigungs- 
stelle besteht aus einer gleichen Anzahl von Bei- 
sitzern, die vom Arbeitgeber und Betriebsrat bestellt 
werden, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf 
dessen Person sich beide Seiten einigen müssen. 
Kommt eine Einigung über die Person des Vorsit- 
zendem nicht zustande, so bestellt ihn der Vor- 
sitzende des Arbeitsgerichts. Dieser entscheidet auch, 
wenn kein Einverständnis über die Zahl der Bei- 
sitzer erzielt wird. 

(2) Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse mit 
einfacher Stimmenmehrheit nach mündlicher Bera- 
tung. Die Beschlüsse sind unverzüglich schriftlich 
niederzulegen. 

(3) Soweit die Einigungsstelle nicht verbindlich 
entscheidet, wird sie nur tätig, wenn beide Seiten 
es beantragen oder mit ihrem Tätigwerden einver- 
standen sind. Ihr Spruch ist nur verbindlich, wenn 
beide Seiten sich der Entscheidung im voraus unter- 
worfen oder sie nachträglich angenommen haben. 

(4) Tn den Fällen, in denen die Einigungsstelle 
nach anderen Vorschriften dieses Gesetzes verbind- 
lich entscheidet, ersetzt ihr Spruch die Einigung zwi- 
schen den Parteien. Sie wird auf Antrag einer Seite 
tätig. Benennt eine Seite keine Mitglieder (Absatz 1) 
oder bleiben die von einer Seite benannten Mit- 
glieder trotz rechtzeitiger Einladung der Sitzung 
fern, so entscheiden der Vorsitzende und die erschie- 
nenen Mitglieder allein. 

(5) Die Kosten der Einigungsstelle trägt der 
Arbeitgeben-. Die Gebührenregelung für die Mit- 
glieder der Einigungsstelle erfolgt durch Rechtsver- 
ordnung des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

(6) Durch Tarifvertrag kann bestimmt werden, 
daß an die Stelle der in Absatz 1 bezeichneten Eini- 
gungssfelle eine tarifliche} Schlichtungsstelle tritt 
und daß das Verfahren abweichend von den Vor- 
schriften der Absätze 3 und 4 geregelt wird. 
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§ 51 

Gleichheitsgrundsatz 

(1) Arbeitgeber und Betriebsrat haben darüber zu 
wachen, daß alle im Betrieb tätigen Personen nach 
den Grundsätzen von Recht und Billigkeit behandelt 
werden, insbesondere, daß jede unterschiedliche Be- 
handlung von Personen wegen ihrer Abstammung, 
Religion, Nationalität, Plerkunft, politischen oder ge- 
werkschaftlichen Betätigung oder Einstellung oder 
wegen ihres Geschlechts unterbleibt. 

(2) Arbeiter und Betriebsrat dürfen die freie Ent- 
faltung der Persönlichkeit der im Betrieb beschäftig- 
ten Arbeitnehmer nicht behindern. Sie darf nicht 
ohne zwingenden Grund eingeschränkt werden. Selb- 
ständigkeit und Eigeninitiative einzelner Arbeitneh- 
mer und Arbeitsgruppen sind zu fördern. 

§ 52 

Durchführung von Beschlüssen 

(1) Die gemeinsam mit dem Betriebsrat gefaßten 
Beschlüsse führt der Arbeitgeber durch, es sei denn, 
daß etwas anderes im Einzelfalle vereinbart ist. Der 
Betriebsrat darf nicht durch einseitige Handlungen 
in die Betriebsleitung eingreifen. 

(2) Die Betriebsvereinbarungen werden durch Ar- 
beitgeber und Betriebsrat gemeinsam beschlossen. 
Sie sind schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten 
zu unterzeichnen, durch den Arbeitgeber an geeigne- 
ter Stelle im Betrieb auszulegen und in gut leser- 
lichem Zustand zu erhalten. 

§ 53 

Schutzbestimmungen 

(1) Der Betriebsrat, die Jugend Vertreter, die Son- 
dervertreter, der Gesamtbetriebsrat, die Gesamt- 
jugendvertretung, der Wirtschaftsausschuß und die 
Einigungsstelle dürfen in der Ausübung ihrer Tätig- 
keit nicht gestört oder gehindert werden. 

(2) Die Mitglieder des Betriebsrats, die Jugend- 
vertretung, die Sondervertreter, die Mitglieder des 
Wirtschaftsausschusses und der Einigungsstelle dür- 
fen wegen ihre Tätigkeit nicht benachteiligt oder 
begünstigt werden; insbesondere darf keine Benach- 
teiligung ihres beruflichen Fortkommens eintreten. 

§ 54 • 

Allgemeine Aufgaben 

(1) Der Betriebsrat hat folgende allgemeine Auf- 
gaben: 

a) Maßnahmen, die dem Betrieb und der Be- 
legschaft dienen, beim Arbeitgeber zu be- 
antragen ; 

b) darüber zu wachen, daß die zugunsten der 
Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verord- 


nungen, Tarifverträge und Betriebsverein- 
barungen durchgeführt werden; 

c) Beschwerden, Anfragen und Anregungen 
von Arbeitnehmern und der Jugendvertre- 
tung, die sich insbesondere auf die Ar- 
beitsweise, die Zuweisung neuer Arbeits- 
plätze, die Verdienstberechnung, auf son- 
stige Arbeitsbedingungen einschließlich 
der Arbeitssicherheit, auf das Verhalten 
von Vorgesetzten und auf Beurteilungen 
beziehen und, falls sie berechtigt erschei- 
nen, durch Verhandlungen mit dem Arbeit- 
geber auf eine Erledigung hinzuwirken; 

d) jedem Arbeitnehmer auf Wunsch Einblick 
in das Original oder in eine vollständige 
Abschrift seiner Personalakte zu verschaf- 

* f en ; 

e) die Eingliederung Schwerbeschädigter und 
sonstiger besonders schutzbedürftiger Per- 
sonen in den Betrieb zu fördern; 

f) auf die Wahl einer Jugendvertretung hin- 
zuwirken und mit dieser zur Wahrung der 
Interessen der betroffenen Arbeitnehmer 
eng zusammenzu arbeiten. Er kann von der 
Jugendvertretung Vorschläge und Stel- 
lungnahmen anfordern. 

(2) Zur Durchführung seiner Aufgaben nach die- 
sem Gesetz ist der Betriebsrat rechtzeitig und umfas- 
send vom Arbeitgeber zu unterrichten. Ihm sind auf 
Verlangen jederzeit die zur Durchführung seiner 
Aufgaben erforderlichen Unterlagen und, nach vor- 
heriger Zustimmung der betreffenden Arbeitnehmer, 
die Personalakten zur Verfügung zu stellen. Der 
Betriebsrat hat auch das Recht, Einblick in die Lohn- 
und Gehaltslisten der Arbeitnehmer zu nehmen. 

(3) Der Betriebsrat kann bei der Durchführung 
seiner Aufgaben auch Sachverständige hören. 

§ 55 

Schweigepflicht 

(1) Alle Mitglieder und Ersatzmitglieder des Be- 
triebsrats sind verpflichtet, über Betriebs- und Ge- 
schäftsgeheimnisse, die ihnen wegen ihrer Zugehö- 
rigkeit zum Betriebsrat bekannt geworden und vom 
Arbeitgeber ausdrücklich als geheimzuhalten be- 
zeichnet worden sind, sowie über den Inhalt von 
Personalakten Stillschweigen auch nach dem Aus- 
scheiden aus dem Betriebsrat zu wahren. Die 
Schweigepflicht gilt nicht gegenüber Mitgliedern des 
Betriebsrats, des Gesamtbetriebsrats, des Wirt- 
schaftsausschüsse, der Einigungsstelle (§ 50 Abs. 1) 
und der tariflichen Schlichtnngsstelle (§ 50 Abs. 6). 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für die Mitglieder des 
Gesamtbetriebsrats, des Wirtschaftsausschusses, der 
Einigungsstelle (§ 50 Abs. 1) oder einer gemäß § 50 
Abs. 6 gebildeten tariflichen Schlichtungsstelle, die 
in den §§20 und 20 a bezei ebneten Vertreter und 
für die Vertreter von Gewerkschaften oder von Ar- 
beitgebervereinigungen. Die Schweigepflicht gilt 
nicht gegenüber Mitgliedern der Betriebsräte. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Soziale Angelegenheiten 

§ 56 

Mitbestimmungsrechte 

(1) Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche 
oder tarifliche Regelung nicht besteht, in allen sozia- 
len Angelegenheiten, auch wenn sie nur einzelne 
Arbeitnehmer betreffen, mitzubestimmen; soziale 
Angelegenheiten sind insbesondere 

a) Dauer, Beginn und Ende der täglichen Ar- 
beitszeit, einschließlich der Pausen; 

b) Festsetzung von Kurz- und Mehrarbeit; 

c) Zeit, Ort und Art der Auszahlung der 
Arbeitsentgelte ; 

d) Festsetzung der zeitlichen Lage des Ur- 
laubs; 

e) Maßnahmen und Durchführung der Berufs- 
ausbildung, Umschulung und Fortbildung; 

f) Form, Ausgestaltung und Verwaltung von 
Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbe- 
reich auf den Betrieb, das Unternehmen 
oder den Konzern beschränkt ist; 

g) Zuweisung und Kündigung von Wohn- 
räumen, die dem Arbeitnehmer von dem 
Arbeitgeber oder für ihn von einem Drit- 
ten nur mit Rücksicht auf das Bestehen 
eines Arbeitsverhältnisses vermietet wer- 
den und Festsetzung der Nutzungsbedin- 
gungen; 

h) Maßnahmen zur Verhütung von Arbeits- 
unfällen, Berufskrankheiten und sonstigen 
Gesundheitsschäden ; 

i) Fragen der Ordnung des Betriebs und des 
Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb, 
auch wenn sie arbeitstechnologisch bedingt 
sind; 

j) Fragen der Arbeitsorganisation, soweit da- 
durch die Arbeit oder die Leistung des 
einzelnen Arbeitnehmers beeinflußt wird; 

k) Fragen der Anwendung von Einrichtungen 
zur Anzeige und Aufzeichnung betrieb- 
licher Daten; 

l) Festsetzung der Akkord- und Prämien- 
sätze und leistungsbezogener Entgelte; 

m) Fragen der betrieblichen Lohnfindung, Auf- 
stellung von Entlohnungsgrundsätzen, Ein- 
führung und Anwendung von neuen Ent- 
lohnungsmethoden sowie deren Änderun- 
gen. 

(2) Ist eine Übereinstimmung über die vorstehen- 
den Fragen nicht zu erzielen, so entscheidet die 
Einigungsstelle verbindlich. 

(3) Erfolgt eine Regelung nach Absatz 1 durch 
Betriebsvereinbarung oder durch Spruch der Eini- 


gungsstelle, so gilt diese bis sie durch einen anderen 
Spruch der Einigungsstelle ersetzt wird. 

§ 56 a 

Bildung von Arbeitsgruppen 

(1) Für Arbeitnehmer, die im Rahmen der Auf- 
gaben einer Betriebsabteilung gemeinsam selbstän- 
dige Teilfunktionen erfüllen, kann der Betriebsrat 
Arbeitsgruppen bilden. Die Anregungen und Be- 
schwerden der Arbeitsgruppe oder von deren Mit- 
gliedern werden dem Betriebsrat vorgetragen. 

(2) Der Betriebsrat ist verpflichtet, zu den An- 
regungen und Beschwerden der Arbeitsgruppe Stel- 
lung zu nehmen. Soweit diese Anregungen und Be- 
schwerden Gegenstand einer Betriebsratssitzung 
werden, hat der Betriebsrat von dieser Sitzung der 
Arbeitsgruppe Bericht zu erstatten. 

(3) Für Betriebe, in denen wegen ihrer Größe 
oder aus sonstigen Gründen neben dem Betriebsrat 
eine zusätzliche Vertretung der Belegschaftsinter- 
essen wünschenswert erscheint, können durch Tarif- 
vertrag Arbeitsgruppensprecher, Vertrauensleute 
oder ähnliche Einrichtungen vorgesehen werden. 
Rechte und Pflichten dieser Einrichtungen und ihrer 
Mitglieder regelt der Tarifvertrag. 

§ 57 

entfällt 

§ 58 

Arbeitsschutz 

(1) Der Betriebsrat hat bei der Bekämpfung von 
Unfall- und Gesundheitsfragen die Gewerbeaufsicht, 
die Berufsgenossenschaften und die sonstigen in Be- 
tracht kommenden Stellen durch Anregung, Beratung 
und Auskunft zu unterstützen sowie sich für die 
Durchführung der Vorschriften über den Arbeits- 
schutz einzusetzen. 

(2) Arbeitgeber, Gewerbeaufsicht, Berufsgenossen- 
schaften und sonstige in Betracht kommende Stellen 
sind verpflichtet, den Betriebsrat oder die von ihm 
bestimmten Vertreter bei Einführung und Prüfung 
von Arbeitsschutzeinrichtungen und bei Unfallunter- 
suchungen hinzuzuziehen. Das gleiche gilt für die 
aus Gründen des Arbeitsschutzes durchzuführenden 
Betriebsbesichtigungen. 

(3) An den monatlichen Besprechungen des Ar- 
beitgebers mit den Sicherheitsbeauftragten oder dem 
Sicherheitsausschuß nach § 719 Abs. 3 der Reichsver- 
sicherungsordnung nehmen Beauftragte des Be- 
triebsrats teil. 

(4) Der Arbeitgeber hat die Unfallanzeige (§ 1552 
der Reichsversicherungsordnung) dem Betriebsrat 
zur Unterschrift vorzulegen und ihm eine Durch- 
schrift auszuhändigen. 
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(5) Die Baupläne (einschließlich der Entwürfe zu 
Bauzeichnungen) von Neu-, Um- und Erweiterungs- 
bauten für Fabrikations-, Büro- und sonstige Räume 
sind vor der Einreichung an die zuständigen Behör- 
den mit dem Betriebsrat zu beraten. 

§ 59 

Unzulässige Betriebsvereinbarungen 

Soweit Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedin- 
gungen üblicherweise durch Tarifvertrag geregelt 
werden, sind Betriebsvereinbarungen nicht zulässig, 
es sei denn, daß ein Tarifvertrag den Abschluß er- 
gänzender Betriebsvereinbarungen ausdrücklich zu- 
läßt. Betriebsvereinbarungen, welche die Anwen- 
dung tariflicher Regelungen auf nicht tarifgebun- 
dene Arbeitnehmer ausdehnen, sind unzulässig. 


DRITTER ABSCHNITT 
Personelle Angelegenheiten 

§ 60 

Mitbestimmungsrechte 

(1) Der Betriebsrat hat nach Maßgabe der Vor- 
schriften dieses Abschnitts in allen personellen An- 
gelegenheiten mitzubestimmen. 

(2) Personelle Angelegenheiten im Sinne dieses 
Gesetzes sind: Einstellungen, Eingruppierungen, Um- 
gruppierungen, Versetzungen, Umsetzungen und 
Entlassungen ohne Rücksicht auf ihre Veranlassung. 

(3) Einstellungsrichtlinien und personelle Frage- 
bogen bedürfen der Zustimmung des Betriebsrats, j 
Im Falle der Nichteinigung entscheidet die Eini- j 
gungsstelle (§ 50) verbindlich. 

§ 61 

Mitbestimmung bei Einstellungen 

(1) Der Arbeitgeber kann Arbeitnehmer nur mit 
Zustimmung des Betriebsrats einstellen. Er hat bei 
jeder geplanten Einstellung dem Betriebsrat recht- 
zeitig den Bewerber vorzustellen, ihm den in Aus- 
sicht genommenen Arbeitsplatz und die vorgesehene 
Eingruppierung mitzuteilen sowie ihm unter Vorlage 
der Einstellungsunterlagen Auskunft über die Per- 
son des Bewerbers zu geben. 

(2) Stimmt der Betriebsrat einer Einstellung nicht 
zu, so muß er seine Ablehnung innerhalb einer 
Woche dem Arbeitgeber schriftlich mitteilen. Äußert 
sich der Betriebsrat in dieser Frist nicht, so gilt seine 
Zustimmung als erteilt. 

(3) Der Betriebsrat kann die Zustimmung nur ver- 
weigern, wenn 

a) die Einstellung einen Verstoß gegen ein 
Gesetz, eine Verordnung oder gegen eine 
Bestimmung in einem Tarifvertrag oder in 


einer Betriebsvereinbarung oder gegen 
eine gerichtliche Entscheidung oder eine 
behördliche Anordnung darstellen würde, 
oder 

b) der durch bestimmte Tatsachen begründete 
Verdacht besteht, daß die Einstellung eines 
für den Arbeitsplatz nicht geeigneten Be- 
werbers nur mit Rücksicht auf persönliche 
Beziehungen erfolgen soll, oder 

c) der durch bestimmte Tatsachen begründete 
Verdacht besteht, daß die Einstellung er- 
folgt, um andere geeignete Arbeitnehmer 
oder Bewerber aus Gründen der Abstam- 
mung, Religion, Nationalität, Herkunft, 
des Geschlechts, politischer oder gewerk- 
schaftlicher Betätigung oder Einstellung zu 
benachteiligen, oder 

d) der durch bestimmte Tatsachen begründete 
Verdacht besteht, daß durch die Einstel- 
lung bereits beschäftigte Arbeitnehmer ge- 
kündigt werden, oder 

e) die durch bestimmte Tatsachen begründete 
Besorgnis besteht, daß der Bewerber den 
Betriebsfrieden durch unsoziales oder ge- 
setzwidriges Verhalten stören würde. 

§ 62 

Ersetzung der Zustimmung 

(1) Will der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer 
einstellen, obwohl der Betriebsrat nicht zugestimmt 
hat, so hat er mit dem Betriebsrat nach Zugang der 
ablehnenden Mitteilung zu verhandeln. 

(2) Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann 
der Arbeitgeber bei der Einigungsstelle die Erset- 
zung der Zustimmung des Betriebsrats beantragen. 
Gegen die Entscheidung der Einigungsstelle kann 
der Arbeitgeber oder der Betriebsrat binnen einer 
Frist von einem Monat Klage beim Arbeitsgericht 
erheben. 

§ 62 a 

Einstellung in dringenden Fällen 

(1) In dringenden und begründeten Ausnahme- 
fällen kann der Arbeitgeber eine vorläufige Einstel- 
lung vornehmen, bevor der Betriebsrat sich geäußert 
oder wenn der Betriebsrat die Zustimmung verwei- 
gert hat. Der Arbeitgeber hat den Bewerber über 
Sachverhalt und Rechtslage aufzuklären. 

(2) Der Arbeitgeber hat in diesen Fällen unver- 
züglich dem Betriebsrat von der vorläufigen Einstel- 
lung Kenntnis zu geben. Stimmt der Betriebsrat der 
Einstellung nicht zu, gilt § 61 Abs. 2. Im übrigen gilt 
§ 62 entsprechend mit der Maßgabe, daß der Arbeit- 
geber im Falle der Nichteinigung mit dem Betriebs- 
rat verpflichtet ist, innerhalb einer Woche die Eini- 
gungsstelle anzurufen. Weist die Einigungsstelle den 
Antrag des Arbeitgebers zurück, so endet das vor- 
läufige Arbeitsverhältnis spätestens 14 Tage nach 
dem Spruch der Einigungsstelle. 
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(3) Vom Tage der gemäß Absatz 2 vorgeschrie- 
benen Beendigung des Arbeitsverhältnisses an darf 
der Arbeitgeber den vorläufig eingestellten Arbeit- 
nehmer nicht mehr im Betrieb beschäftigen. 

§ 63 

Mitbestimmung bei Eingruppierungen etc. 

(1) § 61 Abs. 1 und 2, §§ 62 und 62 a finden sinn- 
gemäß Anwendung auf Eingruppierungen, Umgrup- 
pierungen, Versetzungen und Umsetzungen mit der 
Maßgabe, daß mit Ablauf der in § 62 a Abs. 2 be- 
zeichneten Frist die vorläufigen Maßnahmen des 
Arbeitgebers als rückgängig gemacht gelten. 

(2) In dringenden Ausnahmefällen kann der Ar- 
beitgeber eine vorläufige Maßnahme vornehmen, 
bevor der Betriebsrat sich geäußert oder wenn der 
Betriebsrat die Zustimmung verweigert hat. Der 
Arbeitgeber hat den Betroffenen über Sachverhalt 
und Rechtslage aufzuklären. 

(3) Der Arbeitgeber hat in diesen Fällen unver- 
züglich dem Betriebsrat von der vorläufigen Maß- 
nahme Kenntnis zu geben. Stimmt der Betriebsrat 
der Maßnahme nicht zu, gilt § 61 Abs. 2. Im übrigen 
gilt § 62 entsprechend mit der Maßgabe, daß der 
Arbeitgeber im Falle der Nichteinigung mit dem Be- 
triebsrat verpflichtet ist, innerhalb einer Woche die 
Einigungsstelle anzurufen. Weist die Einigungsstelle 
den Antrag des Arbeitgebers zurück, so wird die 
vorläufige Maßnahme spätestens 14 Tage nach dem 
Spruch unwirksam. 

§ 64 

Zuwiderhandlungen 

Handelt der Arbeitgeber seiner Verpflichtung nach 
§ 62 a Abs. 2 Satz 3 oder einer Entscheidung der 
Einigungsstelle nach den §§ 62, 62 a und 63 zuwider, 
so hat das Arbeitsgericht auf Antrag des Betriebs- 
rats gegen den Arbeitgeber eine Ordnungsstrafe in 
Höhe von mindestens dem Vierfachen des regel- 
mäßigen Arbeitsverdienstes des betreffenden Ar- 
beitnehmers für jeden Arbeitstag, an dem die Zu- 
widerhandlung begangen ist, zu verhängen. 

§ 65 

Mitleilungspflicht 

Vor Einstellung und personellen Veränderungen 
der in § 4 Abs. 2 Buchstabe c genannten Personen 
ist dem Betriebsrat rechtzeitig Mitteilung zu machen. 

§ (36 

Mitbestimmung bei Kündigungen 

(1) Die ordentliche Kündigung eines Arbeitneh- j 
mers und die außerordentliche Kündigung von Mit- | 
gliedern des Betriebsrats, Mitgliedern der Jugend- : 
Vertretung, von Sidierhoitsbeaufl ragten ist nur mil 
Zustimmung des Betriebsrats zulässig. Der Arbeit- 
geber hat dem Betriebsrat rechtzeitig die Gründe , 


für die geplante Kündigung mitzuteilen. § 61 Abs. 2 
und § 62 finden sinngemäß Anwendung. Vor jeder 
sonstigen außerordentlichen Kündigung ist der Be- 
triebsrat zu hören. Eine ohne Anhörung des Be- 
triebsrats ausgesprochene Kündigung ist unwirksam. 
Die Vorschriften des Kündigungsschutzgesetzes blei- 
ben unberührt. 

(2) Hat ein Arbeitnehmer oder eine in § 4 Abs. 2 
Buchstabe c genannte Person durch unsoziales oder 
gesetzwidriges Verhalten den Betriebsfrieden ernst- 
lich gestört, so kann der Betriebsrat vom Arbeitgeber 
die Entlassung oder Versetzung verlangen. Ent- 
spricht der Arbeitgeber dem Verlangen des Betriebs- 
rats nicht, so kann der Betriebsrat beim Arbeits- 
gericht die Feststellung beantragen, daß sein Ver- 
langen begründet ist. Gibt das Arbeitsgericht dem 
Antrag des Betriebsrats statt, so hat der Arbeitgeber 
die vom Betriebsrat beantragte Maßnahme unver- 
züglich unter Berücksichtigung der Kündigungs- 
fristen durdizuführen. 

(3) § 64 findet sinngemäß Anwendung. 


VIERTER ABSCHNITT 
Wirtschaftliche Angelegenheiten 

§ 67 

Wirtschaftsausschuß 

(1) In allen Unternehmen mit in der Regel mehr 
als einhundert ständigen Arbeitnehmern ist ein 
Wirtschaftsausschuß zu bilden. Der Wirtschaftsaus- 
schuß hat die Aufgabe, wirtschaftliche Angelegen- 
heiten mit dem Unternehmer zu beraten und den 
Betriebsrat zu unterrichten. 

(2) Der Unternehmer hat den Wirtschaftsausschuß 
über die wirtschaftlichen Angelegenheiten des 
Unternehmens rechtzeitig, regelmäßig und umfas- 
send unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen 
zu unterrichten, soweit dadurch nicht die Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse des Unternehmens ge- 
fährdet werden. Alle Mitglieder des Wirtschafts- 
ausschusses sind verpflichtet, über Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, die ihnen wegen ihrer 
Zugehörigkeit zum Wirtschaftsausschuß bekannt 
geworden sind, Stillschweigen auch nach dem Aus- 
scheiden aus dem Wirtschaftsausschuß zu wahren. 
Diese Schweigepflicht gilt nicht gegenüber Mitglie- 
dern des Wirtschaftsausschusses, des Betriebsrats, 
des Gesamtbetriebsrats, der Einigungsstelle (§ 50 
Abs. 1) und der tariflichen Schlichtungsstelle (§ 50 
Abs. (>). 

(3) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im 
Sinne dieser Vorschrill gehören insbesondere: 

a) Fabrikation»- und Arbeitsmethoden; 

bl das Produktions- uncl Tnvestitionspro- 
gramin ; 

c) die wirtschaftliche und (hian/ielle Lage des 
Unternehmens; 
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d) die Produkt ions- und Absatzlage; 

e) Rationalisierungsvorhaben; 

f) sonstige Vorgänge, welche die Interessen 
der Arbeitnehmer des Unternehmens we- 
sentlich berühren können. 

§ 68 

Rechte der Mitglieder 

(1) Der Wirtschaftsausschuß besteht aus minde- 
stens drei und höchstens sechs Mitgliedern, die dem 
Unternehmen angehören müssen, darunter minde- 
stens einem Betriebsratsmitglied. Die Mitglieder 
sollen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
liche fachliche und persönliche Eignung besitzen. 
§ 53 gilt für sie entsprechend. 

(2) Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses 
werden vom Betriebsrat für die Dauer seiner Amts- 
zeit bestimmt. Besteht ein Unternehmen aus mehre- 
ren Betrieben und ist ein Gesamtbetriebsrat gebil- 
det, so bestimmt dieser die Hälfte der Mitglieder 
des Wirtschaftsausschusses; die Amtszeit der Mit- 
glieder endet in diesem Falle in dem Zeitpunkt, in 
dem die Amtszeit der Mehrheit der Mitglieder des 
Gesamtbetriebsrats, die an der Bestimmung mitzu- 
wirken berechtigt waren, abgelaufen ist. Besteht 
ein Unternehmen aus mehreren Betrieben und ist 
kein Gesamtbetriebsrat gebildet, so wird die Hälfte 
der Mitglieder durch die Mitglieder der Betriebs- 
räte bestimmt; die Amtszeit der Mitglieder des Wirt- 
schaftsausschusses endet in diesem Falle mit dem 
Zeitpunkt, in dem die Amtszeit der Mehrheit der 
Betriebsratsmitglieder, die an der Bestimmung mit- 
zuwirken berechtigt waren, abgelaufen ist. 

(3) Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses 
können in der gleichen Weise jederzeit abberufen 
werden. 

§ 68 a 

Wirtschaftsausschuß in Konzernen 

Besteht ein Konzernbetriebsrat gemäß § 46 Abs. 4, 
so kann durch Tarifvertrag ein Wirtschaftsausschuß 
für diesen Konzern gebildet werden. 

§ 69 

Zusammentritt 

(1) Der Wirtschaftsausschuß tritt mindestens ein- 
mal im Monat zusammen. 

(2) An der Sitzung des Wirtschaftsausschusses 
hat der Unternehmer oder sein Vertreter teilzuneh- 
men, Soweit erforderlich, können sachkundige Per- 
sonen hinzugezogen werden. 

(3) Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses 
sind berechtigt, in die Unterlagen (§ 67 Abs. 2) Ein- 
sicht zu nehmen. 

(4) Der Wirtschaftsausschuß hat über jede Sit- 
zung dem Betriebsrat unverzüglich und vollständig 
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zu berichten. Ei kann auch die Belegschaftsmitglie- 
der unter Beachtung des § 67 Abs. 2 informieren. 

(5) Der Unternehmer hat zusammen mit dem 
Wirtschaftsausschuß und dem Betriebsrat mindestens 
einmal in jedem Kalendervierteljahr den Beleg- 
schaftsmitgliedern Kenntnis von der Lage und von 
der Entwicklung des Unternehmens zu geben. 

(6) Der .Jahresabschluß ist dem Wirtschaftsaus- 
schuß unter Beteiligung des Betriebsrats zu erläu- 
tern. 

§ 70 

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten 

Wird eine Auskunft über wirtschaftliche Angele- 
genheiten des Unternehmens im Sinne des § 67 
entgegen dem Verlangen des Wirtschaftsausschusses 
nicht oder nur ungenügend erteilt, und kommt es 
hierüber zwischen Unternehmer und Betriebsrat 
nicht zu einer Verständigung, so entscheidet die 
Einigungsstelle nach § 50 verbindlich. 

§ 71 

Unterrichtung in kleineren Unternehmen 

In Unternehmen, in denen kein Wirtschaftsaus- 
schuß zu bilden ist, gilt § 69 Abs. 5 mit der Maß- 
gabe, daß die Unterrichtung der Belegschaftsmit- 
glieder durch den Unternehmer zusammen mit dem 
Betriebsrat erfolgt. 

§ 72 

Betriebsänderungen, Sozialplan 

(1) Der Unternehmer hat den Betriebsrat über 
alle geplanten Betriebsänderungen rechtzeitig und 
umfassend zu unterrichten. Bei geplanten Betriebs- 
änderungen, die Nachteile für die Arbeitnehmer zur 
Folge haben können, hat der Betriebsrat ein Mit- 
bestimmungsrecht. Als Betriebsänderungen im Sinne 
des Satzes 2 gelten insbesondere 

a) Einschränkungen und Stillegung des gan- 
zen Betriebs oder von Betriebsteilen; 

b) Verlegung des ganzen Betriebs oder von 
Betriebsteilen; 

c) Zusammenschluß mit anderen Betrieben; 

d) Änderung der Betriebsorganisation, des 
Betriebszweckes oder der Betriebsanlagen; 

e) Einführung neuer Arbeitsmethoden und 
Fertigungs verfahren ; 

f) Wechsel des Betriebsinhabers. 

(2) Kommt ein Interessenausgleich in Form einer 
Betriebsvereinbarung (Sozialplan) nicht zustande, so 
kann der Unternehmer oder der Betriebsrat eine 
behördliche Stelle um Vermittlung ersuchen. Ge- 
schieht dies nicht oder bleibt der Vermittlungsver- 
such ergebnislos, so kann der Unternehmer oder der 
Betriebsrat die Einigungsstelle gemäß § 50 anrufen. 
Abweichend von § 50 Abs. 4 hat die Einigungsstelle 


15 



Drucksache V/3658 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


auch gegen den Willen einer Partei einen Eini- 
gungsvorschlag zu unterbreiten. 

§ 73 

Einigungsvorschlag 

Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 72 
Abs. 1 und der Vorschlag der Einigungsstelle nach 
§ 72 Abs. 2 erstrecken sich auch auf die sozialen 
Auswirkungen der Betriebsänderungen. 

§ 74 

Abfindungen 

(1) Weicht der Unternehmer von einer Betriebs- 
vereinbarung oder einem Einigungsvorschlag (§ 72 
Abs. 2) ohne einen zwingenden Grund ab und wer- 
den durch die Abweichung Kündigungen oder Ände- 
rungskündigungen bedingt, können die betroffenen 
Arbeitnehmer beim Arbeitsgericht Klage erheben mit 
dem Antrag, den Unternehmer zur Zahlung von Ab- 
findungen zu verurteilen; § 8 des Kündigungsschutz- 
gesetzes gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß 
bei der Festsetzung der Abfindung die Dauer der 
Betriebszugehörigkeit des Arbeitnehmers sowie die 
wirtschaftliche Lage des Arbeitnehmers und des 
Unternehmens zu berücksichtigen sind. 

(2) Dasselbe gilt, wenn der Unternehmer Betriebs- 
änderungen im Sinne des § 72 Abs. 1 durchführt, 
ohne daß eine Betriebsvereinbarung oder ein Eini- 
gungsvorschlag nach § 72 Abs. 2 vorliegt. 

§ 75 

entfällt 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 

§ 76 

Beteiligung in AG und KG auf Aktien 

(1) Der Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft oder 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien muß zu 
einem Drittel aus Vertretern der Arbeitnehmer be- 
stehen. 

(2) Die Vertreter der Arbeitnehmer werden in 
allgemeiner, geheimer, gleicher und unmittelbarer 
Wahl von allen nach § 6 wahlberechtigten Arbeit- 
nehmern der Betriebe des Unternehmens für die 
Zeit gewählt, die im Gesetz oder in der Satzung für 
die von der Hauptversammlung zu wählenden Auf- 
sichtsratsmitglieder bestimmt ist. Ist ein Vertreter 
der Arbeitnehmer zu wählen, so muß dieser in 
einem Betrieb des Unternehmens als Arbeitnehmer 
beschäftigt sein. Sind mehr als zwei Arbeitnehmer- 
vertreter zu wählen, darf mindestens einer nicht in 
dem Unternehmen oder in einem mit diesem ver- 
bundenen Unternehmen aufgrund Arbeits- oder 


Dienstvertrages oder als Inhaber, Geschäftsführer 
oder Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufenen Organs tätig sein. Sind zwei oder mehr 
Vertreter der Arbeitnehmer zu wählen, so müssen 
sich darunter ein Arbeiter und ein Angestellter befin- 
den; § 10 Abs. 3 gilt entsprechend. Sind in den Be- 
trieben des Unternehmens mehr als die Hälfte der 
Arbeitnehmer Frauen, so soll mindestens eine von 
ihnen Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat sein. 
Für die Vertreter der Arbeitnehmer gilt § 53 ent- 
sprechend. 

(3) Die Betriebsräte und die Arbeitnehmer kön- 
nen Wahlvorschläge machen. Die Wahlvorschläge 
der Arbeitnehmer müssen von mindestens einem 
Zehntel der wahlberechtigten Arbeitnehmer der 
Betriebe des Unternehmens oder von mindestens 
einhundert wahlberechtigten Arbeitnehmern unter- 
zeichnet sein. 

(4) An der Wahl der Vertreter der Arbeitnehmer 
für den Aufsichtsrat des herrschenden Unterneh- 
mens eines Konzerns (§ 18 Abs. 1 Satz 1 und 2 des 
Aktiengesetzes) nehmen auch die Arbeitnehmer der 
Betriebe der übrigen Konzernunternehmen teil. In 
diesen Fällen kann die Wahl durch Wahlmänner 
erfolgen. 

(5) Die Bestellung eines Vertreters der Arbeit- 
nehmer zum Aufsichtsratsmitglied kann vor Ablauf 
der Wahlzeit auf Antrag der Betriebsräte oder von 
mindestens einem Fünftel der wahlberechtigten Ar- 
beitnehmer der Betriebe des Unternehmens durch 
Beschluß der wahlberechtigten Arbeitnehmer wider- 
rufen werden. Der Beschluß bedarf einer Mehrheit, 
die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stim- 
men umfaßt. Auf die Beschlußfassung finden die 
Vorschriften der Absätze 2 und 4 Anwendung. 

(6) Auf Aktiengesellschaften, die Familiengesell- 
schaften sind und weniger als 500 Arbeitnehmer 
beschäftigen, finden die Vorschriften über die Be- 
teiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat keine 
Anwendung. Als Familiengesellschaften gelten sol- 
che Aktiengesellschaften, deren Aktionär eine ein- 
zelne natürliche Person ist oder deren Aktionäre 
untereinander im Sinne von § 10 Nr. 2 bis 5 des 
Steueranpassungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 
verwandt oder verschwägert sind. Dies gilt ent- 
sprechend für Kommanditgesellschaften auf Aktien. 


§ 77 

Beteiligung in GmbH, bergrechtliche Gewerkschaft, 
Versicherungs verein auf Gegenseitigkeit, 
Genossenschaft 

(1) Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und bergrechtlichen Gewerkschaften mit eigener 
Rechtspersönlichkeit mit mehr als fünfhundert Ar- 
beitnehmern ist ein Aufsichtsrat zu bilden. Seine 
Zusammensetzung sowie seine Rechte und Pflichten 
bestimmen sich nach § 90 Abs. 3, 4, 5 Satz 1 und 2, 
§§ 95 bis 114, 116, 118 Abs. 2, § 125 Abs. 3, §§ 171, 
268 Abs. 2 des Aktiengesetzes und § 76 dieses Ge- 
setzes. 
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(2) Besteht bei Versicherungsvereinen auf Ge- 
genseitigkeit mit mehr als fünfhundert Arbeitneh- 
mern ein Aufsichtsrat, so findet § 76 dieses Gesetzes 
Anwendung. 

(3) Auf Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten mit mehr als fünfhundert Arbeitnehmern findet 
§ 76 dieses Gesetzes Anwendung. Das Statut kann 
nur eine durch drei teilbare Zahl von Aufsichtsrats- 
mitgliedern festsetzen. Der Aufsichtsrat muß min- 
destens einmal im Kalendervierteljahr einberufen 
werden. 

§ 77 a 

Beteiligung in Konzernen 

Soweit nach §§ 76 oder 77 die Beteiligung von 
Arbeitnehmern im Aufsichtsrat eines herrschenden 
Unternehmens von dem Vorhandensein oder der 
Zahl von Arbeitnehmern abhängt, gelten die Ar- 
beitnehmer der Betriebe eines Konzernunterneh- 
mens als Arbeitnehmer des herrschenden Unterneh- 
mens, wenn zwischen den Unternehmen ein Beherr- 
schungsvertrag besteht oder das abhängige Unter- 
nehmen in das herrschende Unternehmen eingeglie- 
dert ist. 


FÜNFTER TEIL 

Strafvorschriften 

§ 78 

Behinderung des Betriebsrats 

(1) Mit Geldstrafe oder Gefängnis bis zu sechs 
Monaten wird bestraft, wer 

a) vorsätzlich eine in diesem Gesetz vorge- 
sehene Wahl des Betriebsrats, des Gesamt- 
betriebsrats, der in den §§20 und 20 a be- 
zeichneten Vertreter oder der Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat behindert 
oder durch Zufügung oder Androhung von 
Nachteilen oder durch Gewährung oder 
Versprechen von Vorteilen beeinflußt; 

b) vorsätzlich die Tätigkeit des Betriebsrats, 
des Gesamtbetriebsrats, der Einigungs- 
stelle, der in den §§ 20 und 20 a bezeich- 
neten Vertreter, des Wirtschaftsausschus- 
ses oder der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat behindert oder stört; 

c) vorsätzlich ein Mitglied oder ein Ersatz- 
mitglied des Betriebsrats, des Gesamtbe- 
betriebsrats oder ein Mitglied der Eini- 
gungsstelle oder des Wirtschaftsausschus- 
ses oder einen der in den §§20 und 20 a 
bezeichneten Vertreter oder einen Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat wegen 
seiner Tätigkeit benachteiligt oder be- 
günstigt; 

d) vorsätzlich die in § 61 Abs. 1, § 67 Abs. 2, 
§ 69 Abs. 5 und 6 und § 71 bezeichneten 
Aufklärungs- oder Auskunftspflichten 


nicht, wahrheitswidrig, unvollständig oder 
verspätet erfüllt; 

e) vorsätzlich die in § 72 genannte Unter- 
richtungspflicht nicht, wahrheitswidrig, 
unvollständig oder verspätet erfüllt. 

(2) Wer eine der in Absatz 1 bezeichneten Hand- 
lungen in der Absicht begeht, dem Unternehmen, 
dem Betrieb oder der Belegschaft Schaden zuzufügen, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr bestraft. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Wer eine der in Absatz 1 bezeichneten Hand- 
lungen leichtfertig begeht, wird mit Geldstrafe bis 
zu 5000 Deutsche Mark bestraft. 

(4) Bei der Bemessung der Strafe ist das wirt- 
schaftliche Interesse des Täters an der Zuwider- 
handlung zu berücksichtigen. 

(5) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des 
Betriebsrats, des Wahlvorstands oder des Unter- 
nehmers ein. Ein Antrag auf Strafverfolgung des 
Unternehmers kann auch von einer im Betrieb ver- 
tretenen Gewerkschaft gestellt werden. Der Antrag 
kann innerhalb einer Frist von vier Wochen, gerech- 
net von dem Zeitpunkt an, an dem der Betriebsrat, 
der Wahlvorstand, die im Betrieb vertretene Ge- 
werkschaft oder der Unternehmer von der Tat Kennt- 
nis erhalten hat, gestellt werden. Die Zurücknahme 
des Antrages ist zulässig. 

(6) Ist der Antragsteller eine Gewerkschaft, ist sie 
auf Antrag als Nebenklägerin zuzulassen. 

§ 79 

Verletzung der Schweigepflicht 

(1) Wer vorsätzlich oder leichtfertig der Vor- 
schrift des § 55 zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe 
oder Gefängnis bis zu 6 Monaten bestraft. 

(2) Wer die Tat in der Absicht begeht, sich oder 
einem anderen einen Vermögensvorteil zu verschaf- 
fen oder dem Betrieb oder dem Unternehmen Scha- 
den zuzufügen, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
bestraft. 

§ 80 

entfällt 


SECHSTER TEIL 

Schluß- und Übergangsvorschriften 

§ 81 

Tendenzbetriebe und Religionsgemeinschaften 

(1) Auf Unternehmen und Betriebe, die politi- 
schen, gewerkschaftlichen, konfessionellen, karita- 
tiven, erzieherischen, wissenschaftlichen oder künst- 
lerischen Zielen unmittelbar dienen, finden die 
§§67 bis 74 keine Anwendung. 
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(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung mit 1 
Religionsgemeinschaften. ! 

§ 82 I 

Zuständigkeit der Arbeitsgerichte 

(1) Die Arbeitsgerichte sind zuständig 1 

a) für die Entscheidung über die Notwendig- j 
keit der Errichtung, die Zusammensetzung i 
und die Durchführung der Wahl des Be- ; 
triebsrats, des Gesamtbetriebsrats, der ; 
Vertretung der nicht ständig beschäftigten 
Arbeitnehmer, der Jugendvertretung, der 
tariflichen Sondervortretung; 

b) für die Entscheidung über die Notwendig- 
keit der Errichtung und die Zusammenset- 
zung des Wirtschaftsausschusses und die 
Bestellung seiner Mitglieder; 

c) für die Bestellung oder Abberufung des 
Wahl Vorstands ; 

d) für die Auflösung des Betriebsrats, der 
Vertretung der nicht ständig beschäftig- 
ten Arbeitnehmer, der Jugendvertretung 
und der tariflichen Sondervertretung; 

e) für die Entscheidung über die Amtszeit 
der Mitglieder des Betriebsrats, der Ver- 
tretung der nicht ständig beschäftigten Ar- 
beitnehmer, der Jugendvertretung, der ta- 
riflichen Sondervertretung und des Wirt- 
schaftsausschusses; 

f) für die Entscheidung über das Erlöschen 
der Mitgliedschaft im Betriebsrat, im Ge- 
samtbetriebsrat, in der Vertretung der 
nicht ständig beschäftigten Arbeitnehmer, 
in der Jugendvertretung und in der tarif- 
lichen Sondervertretung; 

g) für die Entscheidung über die Wahlbe- 
rechtigung, die Wählbarkeit, die Arbeit- 
nehmereigenschaft und die Gruppenzuge- 
hörigkeit eines Arbeitnehmers? 

h) für die Entscheidung darüber, ob ein Ne- 
benbetrieb oder ein Betriebsteil selbstän- 
dig ist oder zum Hauptbetrieb gehört; 

i) für die Entscheidung über die Zuständig- 
keit, die Geschäftsführung und die Tätig- 
keit des Betriebsrats, des Gesamtbetriebs- 
rats, der Vertretung, der nicht ständig be- 
schäftigten Arbeitnehmer, der Jugendver- 
tretung, der tariflichen Sondervertretung, 
der Einigungsstelle, des Wirtschaftsaus- 
schusses; 

k) für die Entscheidung über Bestehen oder 
Nichtbestehen oder Durchführung von Be- 
triebsvereinbarungen; 

1) für die Entscheidung über die Verweige- 
rung der Zustimmung des Betriebsrats, 
des Gesamtbetriebsrats oder der tarif- 
lichen Sondervertretung in personellen 
Angelegenh eiten ; 

m) für die Entscheidung über das Verlangen 
des Betriebsrats oder der tariflichen Son- 


dorvertretimg auf Entlassung oder Ver- 
setzung eines Arbeitnehmers; 

n) für die Androhung von Ordnungsstrafen 
in personellen Angelegenheiten; 

o) für die Entscheidung über die Notwendig- 
keit, Vertreter der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsrat von Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften zu wählen; 

p) für die Entscheidung über die Durchfüh- 
rung der Wahl von Vertretern der Ar- 
beitnehmer im Aufsichtsrat? 

q) für die Entscheidung über die Durchfüh- 
rung der Abstimmung über den Widerruf 
der Bestellung eines Vertreters der Ar- 
beitnehmer im Aufsichtsrat; 

r) für die Entscheidung über die Anfechtung 
der Wahl des Betriebsrats, der Vertretung 
der nicht ständig Beschäftigten, der Ju- 
gendvertretung, der tariflichen Sonderver- 
tretung; 

s) nach Maßgabe einer Rechtsverordnung 
nach § 87 Buchstabe g des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes für die Entscheidung über 
die Anfechtung der Wahl von Vertretern 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat und 
über die Anfechtung der Abstimmung 
über den Widerruf der Bestellung eines 
Vertreters der Arbeitnehmer im Aufsichts- 
rat. 

(2) Der Vorsitzende des Arbeitsgerichts entschei- 
det 

a) über die Zahl der Beisitzer und über die 
Bestellung des unparteiischen Vorsitzen- 
den einer Einigungsstelle, die zur Beile- 
gung von Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen dem Arbeitgeber und dem Betriebs- 
rat gebildet wird; 

b) über die Verhängung und Vollstreckung 
von Ordnungsstrafen in personellen An- 
gelegenheiten. 

(3) Der Präsident des Landesarbeitsgerichts ent- 
scheidet über die Zahl der Beisitzer und die Bestel- 
lung des unparteiischen Vorsitzenden einer Eini- 
gungsstelle, die zur Beilegung von Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen dem Arbeitgeber und dem 
Gesamtbetriebsrat gebildet wird. 

§ 83 

entfällt 

§ 84 

entfällt 

§ 85 

Verhältnis zum Genossenschaftsgesetz 

(1) Die Vorschriften des Genossenschaftsgesetzes 
über die Zusammensetzung des Aufsichtsrats sowie 


18 



Drucksache V/3658 


Deutscher Bundestag — 5. Wah l periode 


über die Wahl und die Abberufung von Aufsichts- 
ratsmitgliedern gelten insoweit nicht, als sie den 
Vorschriften dieses Gesetzes widersprechen. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes über Ver- 
treter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat finden 
keine Anwendung auf die in § 1 des Gesetzes über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Auf- 
sichtsräten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden In- 
dustrie vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347) 
bezeichneten Unternehmen. 

§ 86 

entfällt 

§ 87 

W ahl vo rschr i f ten 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates Rechtsverordnungen zur Regelung der 
in den §§ 6 bis 20 a, 46 und 47, 48 a und 48 b be- 
zeichneten Wahlen über 

a) Die Vorbereitung der Wahl, insbesondere die 
Aufstellung der Wählerlisten und die Errech- 
nung der Vertreterzahl; 

b) die Frist für die Einsichtnahme in die Wähler- 
listen und die Erhebung von Einsprüchen ge- 
gen sie; 

c) die Vorschlagslisten und die Frist für ihre 
Einreichung; 

d) die Wahlausschreibung und die Fristen für 
ihre Bekanntmachung; 

e) die Stimmabgabe; 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und die 
Fristen für seine Bekanntmachung; 

g) die Anfechtung der Wahl; 

h) die Aufbewahrung der Wahlakten. 


§ 88 

öffentlicher Dienst, Seeschiffahrt, Luftfahrt 

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Betriebe und Verwaltungen des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und sonstiger Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechts. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 
Betriebe der Luftfahrt und der Seeschiffahrt — aus- 
genommen die Hochsee- und Heringsfischerei, die 
Fähr- und Fördeschiffahrt sowie die Schiffahrt im 
Seebäderdienst. 

(3) Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 2 vorge- 
sehenen Gesetzes gelten für die Landbetriebe der 
Seeschiffahrt und der Luftfahrt die Vorschriften die- 
ses Gesetzes. 

§ 89 

entfällt 
§ 90 

entfällt 
§ 91 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 13 und 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzblatt I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 92 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Betriebsver- 
fassungsgesetz vom 11. Oktober 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 681), zuletzt geändert durch das Finanz- 
änderungsgesetz vom 21. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1259), außer Kraft. 


Bonn, den 16. Dezember 1968 


Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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